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Organifation und Inſtanzenzug der politiſchen Behörden 
in Geſterreich. 
(Schluß.) 

Ich habe es verſucht, die Aufmerkſamkeit auf einige factiſche 
Verhältniſſe unſeres Verwaltungslebens zu lenken. Es wurde gezeigt, 
erſtens, daß ſpeciell in der politiſchen Verwaltung, die im Weſen ihrer 
Behördenſtufen liegende Differenzirung ihrer Aufgaben ſich verwiſcht 
hat, zweitens, daß ſie hiebei in eine Nachahmung der Gerichtsorgane 
verfallen ſeien, und drittens, daß dies nicht zu ihrem Vortheile aus— 
geſchlagen ſei. Zugleich aber wurde wenigſtens angedeutet, daß bei 
den übrigen Zweigen der ſtaatlichen Verwaltung dieſes Uebel ſich nicht 
in gleichem Maße zeigt. Wenn ſich nun die Frage aufdrängt, ob und 
wie eine Remedur zu ſchaffen ſei, ſo müßte eine Erklärung dafür 
geſucht werden, warum gerade hier die politiſche Verwaltung hinter 
der Fachverwaltung zurückſteht. Eine gründliche und erſchöpfende Er— 
klärung bedürfte wohl eines genauen hiſtoriſchen Nachweiſes, wie der 
geſammte Behördenorganismus in Oeſterreich ſich gebildet und wie 
er ſich ſpecialiſirt hat. Dies würde zu weit führen und ich muß mich 
darauf beſchränken, den Kernpunkt hervorzuheben. 

Die hiſtoriſche Verwaltungseinheit war nicht die Geſammtheit, 
ſondern das einzelne Kronland; der Vorgang bei der Bildung des 
Staates war daher nicht der, daß der Staat in Verwaltungsbezirke 


eingetheilt wurde, ſondern umgekehrt der, daß der Staat aus Ver- 


waltungsbezirken zuſammengeſetzt wurde. Daraus ergibt ſich noth— 


wendig zweierlei: 

1 1. Von einer rationellen und gleichmäßigen Eintheilung des 
Staatgebietes in gleichwerthige Verwaltungsgebiete iſt keine Rede; 
eine vernünftige Departementseintheilung, wie etwa in Frankreich, ift 
ausgeſchloſſen, ſondern Verwaltungsgebiete von ungleicher Größe und 
Einwohnerzahl und ungleicher Verwaltungswerthigkeit ſind nun ein⸗ 
mal da. So große Unterſchiede, wie in Oeſterreich beſtehen wohl 
nirgends: Verwaltungsgebiete wie Galizien von 78.000 km? und wie 
Schleſien mit 5000 kme. Da nun der Staat dieſe Unterſchiede nicht 
zu beſeitigen vermag, fo muß er — um überhaupt eine Verwaltung 
zu ermöglichen — dieſem Zuſtande ein Paroli bieten. Der abſolute 


Staat erblickte dieſes Mittel darin, daß er trachtete, jedem Einzelſalle 
die Fähigkeit zu geben, bis an die Centrale vorzudringen. Dieſes 
„Alles an ſich ziehen, jedes Detail an ſich kommen laſſen“ iſt denn 
auch die Tendenz des centraliſirenden Abſolutismus im vorigen Jahr— 
hundert, und es ſcheint mir hierin ein gewiſſer Zuſammenhang zu 
liegen zwiſchen irrationeller Kronlandseintheilung einerſeits und dem 
geſchilderten Ueberwuchern der Inſtanzenzüge andererſeits. 

1848 trat bekanntlich ein Kampf ein, der nicht bloß eine Auf⸗ 
lehnung gegen den Abſolutismus, ſondern auch eine Wiederbelebung 
der centrifugalen Kronlandskräfte bedeutete. Dieſer Kampf fand ſeinen 
vorläufigen Abſchluß in den Staatsgrundgeſetzen von 1867, die für 
unſere Frage ein eigenthümliches Compromiß bedeuten. 

1. wird hier eine Reihe von Verwaltungsaufgaben aus der 
Lifte der Staatsthätigkeit geſtrichen, fie werden als autonome An— 
gelegenheiten den Gemeinden und Landesausſchüſſen überwieſen und 
gelangen nicht mehr an die centrale Spitze; 

2. bleibt bei den nunmehr erübrigenden ſtaatlichen Angelegen— 
heiten das frühere Princip um ſo mehr aufrecht; ſie ſind in allen 
Einzelfällen der centralen Spitze zugänglich. Hier könnte man nun 
einwenden, daß eben durch dieſes Compromiß unſer Problem des 
vielfachen Inſtanzenzuges weſentlich an Bedeutung verloren habe, da 
ja der vielfache Inſtanzenzug für viele (autonome) Fälle weggefallen 
ſei. Allein darauf iſt zu entgegnen: 

1. daß die relativ wichtigſten Verwaltungsangelegenheiten ja 
doch die ſtaatlichen ſind und bleiben, 

2. daß dieſe innerhalb eines halben Säculums bei den wach- 
ſenden Culturaufgaben des Staates ſo ſehr zugenommen haben, daß 
jener Theil heute bedeutungsvoller iſt, als damals das Ganze war. 

3. Und noch ein Drittes darf nicht überſehen werden: In 
gewiſſer Beziehung hat die Periode von 1848 — 1867 eine weſentliche 
Verſchärfung herbeigeführt. Wir ſind heute ſo daran gewöhnt, mit 
den hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten als Verwaltungseinheiten zu 
rechnen, daß wir ganz daran vergeſſen, daß eigentlich die vormärzliche 
Eintheilung dieſen Individualitäten weit weniger Rechnung trug, als 
es heute der Fall iſt. Bis 1849 beſtanden zehn politiſche Landes⸗ 
ſtellen, und die größere Hälfte derſelben umfaßte mehr als ein Kron⸗ 
land: die Landesſtelle in Linz verwaltete Oberöſterreich und Salz— 
burg; die Landesſtelle in Laibach verwaltete Kärnten und Krain; die 
Landesſtelle in Brünn verwaltete Mähren und Schleſien; die Landes⸗ 
ſtelle in Lemberg verwaltete Galizien und Bukowina — eine Com⸗ 
bination, die heute nur noch der Fall iſt bezüglich der Landesſtelle 
Innsbruck (Tirol und Vorarlberg) und jener in Trieſt (Trieſt, Gorz 
und Gradiska). Der Vermehrung der politiſchen Landesſtellen von 
zehn auf die heutigen vierzehn war ein Product der Verfaſſung von! 
1849. Durch dieſe wurden Salzburg, Kärnten, Schleſien und Buko⸗ 
wina als ſelbſtſtändige Kronländer erklärt und ihnen ein Anſpruch. 
auf ſelbſtſtändige Landesverwaltung gewährt. Betrachtet man die 
Flächenräume der damals auseinandergeriſſenen ſtaatlichen Verwaltungs⸗ 
gebiete, ſo ergibt ſich etwas ſehr Merkwürdiges, denn: 


Oberöſterreich und Salzburg umfaſſen zwölf und acht, alfo 
zuſammen 20.000 km?, Kärnten und Krain umfaſſen zehn und zehn, 
alſo zuſammen 20.000 km?, das iſt faſt genau fo viel, wie andere 
Kronländer mittlerer Größe, wie Niederöſterreich mit rund 20.000 kme, 
Steiermark mit 22.000 km?, Mähren mit rund 22.000 km?, Tirol 
und Vorarlberg mit rund 29.000 kmꝰ. 

Da nun auch Galizien vorübergehend getheilt wurde in eine 
öſtliche und eine weſtliche Hälfte, ſo hätten wir — von Böhmen als 
dem damals größten und dem Küſtenlande als dem damals kleinſten 
Verwaltungsgebiete abgeſehen — eigentlich annähernd große politiſche 
Verwaltungsgebiete zwiſchen 20—30.000 km? beſeſſen und die außer⸗ 
ordentliche Ungleichheit iſt alſo vornehmlich auf jene Zeit von 1848 
bis 1867 zurückzuführen, wodurch eine bedeutende Verſchärfung der Gegen⸗ 
ſätze in der politiſchen Verwaltung herbeigeführt wurde. Dies Alles 
gilt aber nur für die politiſche Verwaltung im eigentlichen Sinne, 
keineswegs für die Fachverwaltung (incluſive Juſtizverwaltung und 
Rechtſprechung). Dieſe haben ſich nach und nach aus der allgemeinen 
Verwaltung ausgeſchieden und ſich nach rationellen Geſichtspunkten 
organiſiren können. Am deutlichſten ſieht man dies bei den modernſten 
Verwaltungszweigen (Eifenbahn-, Handels-, Poſt-), aber auch ſchon 
bei älteren Fachverwaltungen (Landesvertheidigung); ja man darf faſt 
den Satz ausſprechen: Je moderner ein Verwaltungszweig in Oeſter⸗ 
reich, deſto unabhängiger iſt er von der Kronlandseintheilung. So 
unterſtehen dem Eiſenbahnminiſterium zehen Staatsbahndirectionen, dem 
Handelsminiſterium zehn Poſtdixectionen, demſelben Miniſterium zehn 
Aichinſpectorate, dem Landesvertheidigungsminiſterium neun Territorial⸗ 
(Corps⸗Commanden. Es kehren hier alfo Zahlen wieder, die wir 
ſchon kennen, die Zahlen neun und zehn, die vor dem Jahre 1848 
einer gleichmäßigen Eintheilung entſprechen. Aber auch Abweichungen 
nach entgegengeſetzter Richtung kommen vor (20 Gewerbeinſpectorate, 
29 Handelskammern ꝛc.). 

Im erſten Falle wurden kleine Kronländer zuſammengefaßt; im 
zweiten Falle große Kronländer untertheilt, in beiden die politiſche 
Eintheilung in den Hintergrund gedrängt. 

Ein intereſſantes Beiſpiel bietet das Unfallverſicherungsgeſetz 
vom Jahre 1887: „In der Regel ſoll für jedes Land eine ſolche Ver— 
ſicherungsanſtalt gegründet werden“, aber das Miniſterium des Innern 
„wird ermächtigt, entweder in einem und demſelben Lande mehrere 
Verſicherungsanſtalten oder für mehrere benachbarte Länder eine Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt zu errichten“, d. h. doch mit anderen Worten: Eigent⸗ 
lich wäre es recht hübſch, wenn die politiſche Eintheilung maßgebend 
wäre, aber die praktiſchen Rückſichten, zumal in Geldfragen, zwingen 
uns, hievon abzuſehen. Eine derartig rationelle Eintheilung ermöglicht 
es, jeder Behördenſtufe differenzirte Aufgaben zuzuweiſen, während es 
von Vorhinein wenig Sinn hat, das Penſum der Laſt genau ab— 
zuwägen, für Zwiſchenſtellen, die einmal 78 und das anderemal 
fünf Einheiten umfaſſen. Hiemit glaube ich, ſei von ſelbſt der Weg 
gegeben, den eine Remedur der Verwaltung in Oeſterreich gehen 
müßte; es heißt: möglichſte Loslöſung zahlreicher Verwaltungszweige 
aus dem allgemeinen Begriffe der politiſchen Verwaltung, rationelle 
Organiſirung nach Fachverwaltungen. Aus dem allgemeinen Sammel⸗ 
begriffe des Politicums haben ſich ja ſchon bisher einzelne Zweige 
losgelöſt. Dieſe Specialiſirung, die bisher, faſt unbewußt der Noth 
folgend, geduldet wurde, müßte bewußt gefördert werden. 

Ich halte es für gar nicht utopiſch, daß der ſtaatliche Einfluß 
auf das geſammte Gewerbeweſen, die Induſtrie, Vereine (incluſive 
Actiengeſellſchaften), Matrikenweſen, Sanität, Straßen, öffentliche 
Bauten ꝛc. von der politiſchen Verwaltung losgelöſt und Fachver— 
waltungen zugewieſen werden, die dann Unterorgane nach rationellen 
Grenzen und nicht nach Kronländern erhalten. Darüber allerdings muß 
man ſich klar ſein, daß dann die politiſche Eintheilung aufhört, das 
Knochengerüſt der übrigen Verwaltung zu ſein. Wer dies beklagt, dem 
ſei erwidert: 

1. daß dies die naturgemäße Fortentwicklung eines geſunden Ge⸗ 
dankens ſei, die doch nicht aufgehalten werden kann, 

2. daß ja die politiſche Eintheilung in aller Stille ſchon weit 
mehr aufgehört hat, dieſes Knochengerüſt zu ſein, und zwar nicht bloß 
bezüglich der Kronlandseintheilung, von der bisher die Rede war, 
ſondern auch bezüglich der unterſten Eintheilung der politiſchen Be⸗ 
zirksbehörden. Gerade die modernſten Inſtitute haben ſich auch hier 
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ſozuſagen in aller Stille von der politiſchen Bezirkseintheilung ab- 
gekehrt und eine andere Anlehnung geſucht, die ihnen ſonſt ſerne liegt, 
nämlich an jene der Bezirksgerichte, z. B. die Gebiete der Schub⸗ 
concurrenz, Straßenconcurrenz, Verpflegsſtationen, Armenbezirke, Mili⸗ 
tärtarcommiffionen, Bezirkskrankencaſſen c. Mit dem obigen Vor⸗ 
ſchlage würden viele Uebelſtände beſeitigt, die ſich aus der gebundenen 
Organiſation der politiſchen Verwaktung, und viele Vortheile erreicht, 
die ſich aus der freien Organiſation der Fachverwaltungen ergeben. 
Aber ſchließlich bleibt immer noch ein großes Gebiet übrig, das nicht 
ohne Reſt aufgeht, weil es den politiſchen Bezirksbehörden verbleiben 
muß, und hier bleibt die aufgeworfene Frage in ihrem ganzen Um— 
fange beſtehen. Die Frage iſt daher, was ſoll geſchehen, um hier Dem 
abzuhelfen, was wir als Schwäche der Verwaltung bezeichnet haben? 

Da in dem Ueberwuchern des Inſtanzenzuges eine Haupturſache 
dieſer Schwäche erkannt wurde, ſo wäre die radicale Löſung nahe— 
liegend, eine oder mehrere Inſtanzen abzuſchaffen. Da die beſtehenden 
Inſtanzen ſich als zu zahlreich erwieſen haben, ſo läge darin gewiß 
ein Fortſchritt; aber es wäre dies doch nur eine rein mechaniſche 
und darum unbefriedigende Löſung, denn es tritt ſogleich die Frage 
auf, welche Inſtanz ſoll caſſirt werden? 

Schneiden Sie einfach die oberſte Inſtanz fort, ſo erfüllen Sie 
allerdings einen heißen Wunſch jener politiſchen Parteien, die eine 
Decentraliſation als Heil ausrufen; ſchalten Sie einfach die mittlere 
Inſtanz aus, fo iſt das Miniſterium erſt recht die Stätte für Special- 
entſcheidungen und dasſelbe verliert die überſichtliche Leitung ganz. 
Dies ſind die naturgemäßen Bedenken jeder mechaniſchen Löſung. 

Eine befriedigende Löſung gehört zu den ſchwierigſten Problemen 
der politiſchen Verwaltung; aber ſie muß verſucht werden, und zwar 
am meiſten in einem Staate, wo die Verwaltung eines der wichtig— 
ſten Bindeglieder iſt. Ich geſtehe, dieſe Löſung nicht gefunden zu 
haben, wohl aber möchte ich einen kleinen Beitrag zu bringen verſuchen. 

Die rein mechaniſche Ausſchaltung einer Inſtanz — wurde be— 
reits geſagt — genügt nicht. Ich erblicke darin auch keine Löſung 
des Problems, wohl aber ein einzelnes negatives Poſtulat, das vor 
Allem erfüllt werden muß. Dieſes negative Poſtulat möchte ich jo 
formuliren: Es darf innerhalb der Verwaltungsbehörden nicht öfter 
als einmal überprüft werden, d. h. jede Recursinſtanz iſt zugleich ab⸗ 
ſchließende Inſtanz innerhalb der Stufen der Verwaltungsbehörden. 

Die poſitive Frage, wer die erſte, wer die letzte entſcheidende 
Vewaltungsbehörde ſein ſoll, iſt damit in keiner Weiſe präjudicirt. 
Zur Löſung dieſer Frage aber möchte ich auf den Ausgangspunkt 
unſerer Erörterung zurückkehren. Hier wurde davon ausgegangen, daß 
die dreifache Gliederung der ſtaatlichen Verwaltungsbehörden keine zu⸗ 
fällige Erſcheinung ſei, daß ſie vielmehr begründet ſei im Weſen der 
Verwaltung, daß es aber ebenſo im Weſen dieſer Einrichtung begründet 
ſei, daß jeder Stufe eine beſondere Aufgabe zufalle. Ins Concrete 
überſetzt, würde das bedeuten: eine Reviſion der geſammten Compe⸗ 
tenzverhältniſſe der einzelnen Behördenſtufen nach der Richtung, ob ſie 
mit ihrem Wirkungskreiſe dieſen Aufgaben entſprechen. Dieſe kritiſche 
Reviſion würde alſo nach den eingangs erwähnten Principien dahin 
führen, daß 

1. die unterſte Behörde nur zu dienen hat für die Detail— 
ausführung ſtaatlicher Geſchäfte und für die Bedürfniſſe der Be— 
völkerung nach einer localnahen ſtaatlichen Behörde. Daraus ergibt 
ſich, daß ihr eine Reihe von Agenden abgenommen werde könne, 
die dieſes Kriterium nicht beſitzen. Dieſe würden ſchon in erſter In— 
ſtanz der Landesſtelle zufallen (was bei dem wachſenden Verkehre 
weſentlich erleichtern würde), und damit wird von ſelbſt eine Inſtanz 
entfallen. 

2. Die zweite wichtige Forderung wäre die nach Control- und 
Inſpectionsorganen auch bei der politiſchen Landesverwaltung; nicht 
gelegentliche feierliche Viſiten, ſondern gründliche nüchterne Viſitationen, 
und dieſe würden manche Beſchwerde überflüſſig machen. 

3. Die wichtigſte Forderung aber wäre, daß dem Miniſterium 
die Leitung in energiſcherer Weiſe zufalle, als bisher, was denkbar 
iſt mit der Schaffung eines Fachverordnungsblattes auch für Ange⸗ 
legenheiten der politiſchen Verwaltung, in welchem das Miniſterium 
alle principiellen Weiſungen redigirt zum Ausdrucke bringt. Hiebei 
möchte ich auf eine etwas ferne liegende Analogie hinweiſen: Bekannt⸗ 
lich faßten die römiſchen Prätoren die Grundſätze ihres Verfahrens 


in einem Edict zuſammen, das alle Jahre redigirt für ihre Amtszeit 
bindende Principien enthalten ſollte, unter Ausſcheidung des Veralteten, 
Widerſpruchsvollen und politiſch Unbrauchbaren. 

Einen analogen Gedanken würde ich für unſere Verwaltung für 

einen glücklichen halten. Jetzt erlaſſen das Miniſterium und ebenſo die 
Landesſtellen, ja die Bezirksbehörden „anläßlich zufällig vorgekommener 
Fälle“ eine Unzahl von Normen in bunter Fülle, Gelegenheitsproducte, 
die naturgemäß unter einander nicht immer im Einklange ſtehen, keine 
Frage erſchöpfend begründen, ſich unter einander theilweiſe aufheben 
und im Laufe der Jahre einen unentwirrbaren Wuſt bilden. 
0 Mein Vorſchlag ginge nun dahin, daß in beſtimmten Zeit⸗ 
räumen (3—5 Jahren) dieſe Normen redigirt, von den zufälligen 
Beigaben, die ihrer Entſtehung anhaften, befreit und Alles aus— 
geſchieden werde, was als widerſpruchsvoll und unhaltbar gilt. Dieſes 
periodiſch redigirte Normenwerk würde ein Edict repräſentiren, welches 
den politiſchen Behörden das ſo ſehr entbehrte Handwerkzeug an die 
Hand gäbe, welches ihnen bei den gerade in der politiſchen Verwal— 
tung ſo zahlreich ſich genau wiederholenden Einzelfällen die Willens⸗ 
meinung der Regierung klarlegt. Von allen ſonſtigen Vortheilen ab⸗ 
geſehen, hätte dies ſpeciell für unſere Frage eine weitreichende Be— 
deutung; die weitaus überwiegende Zahl der durch alle Inſtanzen 
ſich hindurch ſchleppenden Recurſe in Verwaltungsſachen entſtehen 
dadurch, daß die Parteien Grund zu der Annahme haben, die Unter- 
behörden haben eine mißverſtändliche Auffaſſung von dem Willen der 
Leitung. Dieſe Beſchwerden könnten an Zahl weſentlich abnehmen; 
jedenfalls würde eine Beſchwerdeinſtanz genügen, wenn der Wille der 
Leitung in unzweideutiger Weiſe kundgegeben iſt. 

Die Durchführung dieſer Vorſchläge würde allerdings nur eine 
theilweiſe Remedur der Zuſtände der politiſchen Verwaltung bedeuten, 
aber im Vereine mit der früher angedeuteten Specialiſirung der Fächer 
könnte doch ſchon Bedeutendes geleiſtet werden; denn, es läßt ſich nicht 
leugnen: die politiſche Verwaltung befindet ſich in einem Zuſtande der 
Unfruchtbarkeit. Statt vieler Beiſpiele genüge, darauf hinzuweiſen, 
daß das ganze politiſche Strafverfahren auf veralteten Normen beruht, 
die aus den Fünfziger-Jahren ſtammen; ja daß das ganze politiſche 
Verfahren überhaupt durch einige unzulängliche Normen jener Zeit 
geregelt iſt und daß ſich eine Remedur finden würde, die allerdings 
ausgehen müßte von einer wohlinformirten leitenden Behörde, welche 
den Stoff beherrſcht in einer Weiſe, die hinausreicht über die Erle⸗ 
digung von Einzelfällen. 

Viel ſpielen nationale und politiſche Schwierigkeiten mit und 
mangelnde Grundſätze hinſichtlich der Perſonenauswahl. Aber es wird 
immerhin möglich ſein, auch hier günſtig einzuwirken, ſobald eine 
Specialiſirung der Aufgaben eintritt und die Fachmänner zur Geltung 
kommen. Dies ſind Fragen, die beſonders zu erörtern wären, aber 
immerhin iſt dafür das hier Beſprochene Vorbedingung. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Für eine Schule, deren Sprengel nicht wenigſtens eine ganze Orts⸗ 
gemeinde umfaßt, kann ein eigener Ortsſchulrath nicht errichtet 
w 


erden.! 

Die Ortsgemeinde (Marktgemeinde) Fraßlau im Bezirke Franz 
beſteht aus achtzehn Ortſchaften. Von denſelben ſind zwölf zur Volks⸗ 
ſchule Fraßlau, zwei, u. zw. die Ortſchaften Letuſch und Podgorje, 
zur neu errichteten Volksſchule Letuſch, drei zur neu errichteten Volks⸗ 
ſchule Rabendorf und eine zur Volksſchule Gomilsko eingeſchult. 

7 6, Gelegentlich der Errichtung der Volksſchule Letuſch wurde die⸗ 
N Ya Ortsſchulrathe Fraßlau unterſtellt. Die Inſaſſen des nur 
Ai 1 5 Ortſchaften Letuſch und Podgorje beſtehenden Schulſprengels 
Letuſch beklagten ſich nun wiederholt über Vernachläſſigung ihrer 
nach harten Kämpfen errichteten, nur proviſoriſch und äußerſt mangel- 
haft untergebrachten Schule ſeitens des Ortsſchulrathes Fraßlau und 
baten wiederholt um Errichtung eines eigenen Ortsſchulrathes. 
Der ſteiermärkiſche Landesſchulrath hat dieſe Geſuche mit den 
Erläſſen vom 11. Mai und 11. October 1898, 33. 3257 und 7470 


1) Vergleiche hiezu das Erkenntnis des Verwaltungs⸗Geri 
: gs⸗Gerichtshofes vom 
22. Februar 1894, 3. 739 (Budwinski⸗Sammlung Nr. 7744). 
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aus folgenden, theilweiſe aus einem früheren Miniſterialerlaſſe abge⸗ 
leiteten Gründen abgelehnt: 

Nach § 1 lit e des Schulaufſichtsgeſetzes vom 8. Februar 1869, 
Nr. 11 L.⸗G.⸗Bl., iſt für jede Schulgemeinde ein Ortsſchul⸗ 
rath zu errichten. Gemäß § 4 desſelben Geſetzes beſteht die Schul- 
gemeinde „aus einer oder mehreren Ortsgemeinden oder Theilen davon“. 
Daraus folge, daß eine Schulgemeinde wenigſtens aus 
einer ganzen Ortsgemeinde beſtehen müſſe, welche 
Vorausſetzung im vorliegenden Falle deshalb nicht 
zutreffe, weil der Schulſprengel Letuſch nur aus zwei 
zur Gemeinde Fraßlau gehörigen Ortſchaften beſteht. 

Ein drittes recursähnliches Geſuch von Steuerträgern des Schul⸗ 
ſprengels Letuſch wurde vom Landesſchulrathe dem Miniſterium für 
Cultus und Unterricht vorgelegt, welches demſelben mit dem Erlaſſe 
vom 27. April 1899, 3. 1628, aus den in den abweislichen Er⸗ 
ledigungen des Landesſchulrathes angeführten Gründen keine 


Folge gab. 
Bemerkung des Einſenders: 


Aus dieſen Entſcheidungen ergibt ſich ſomit obiger Rechtsſatz. 
Derſelbe muß mit einigem Vorbehalte aufgefaßt werden, da er auf 
einer Verwechslung der Begriffe „Schulgemeinde“ und „Schulſprengel“ 
zu beruhen ſcheint. Nach dieſem Grundſatze könnte auch für die Schule 
Fraßlau kein eigener Ortsſchulrath beſtehen, weil ja auch der Schul⸗ 
ſprengel Fraßlau nur einen Theil des Gebietes der Gemeinde Fraßlau 
umfaßt; es müßte vielmehr die Schule Fraßlau entweder dem Orts— 
ſchulrathe Rabendorf oder jenem in Gomilsko, ſomit dem Ortsſchul— 
rathe einer viel unbedeutenderen Schule unterſtellt werden. Hiernach 
könnte für die Schule einer großen Gemeinde, eventuell einer Markt— 
oder Stadtgemeinde, deren Sprengel kleiner iſt als das Gemeinde— 
gebiet — in das letztere hineinfällt — ein Ortsſchulrath nicht er— 
richtet werden. Die Richtigkeit dieſes Satzes kann nicht zugegeben 
werden. Die betreffende Gemeinde iſt ja der einzige locale Con— 
currenzfactor, ſie beſtreitet allein die ſachlichen Erforderniſſe für 
ihre Schule. Die Koſten werden auf die ganze Ortsgemeinde und 
nicht ortſchaftsweiſe aufgetheilt, alle Steuerträger der ganzen Gemeinde 
haben zu den Schulerhaltungskoſten beizutragen, auch jene, deren 
Häuſer zu fremden Schulen eingeſchult ſind. In dem Inbegriffe der 
zu einer Schule concurrenzpflichtigen Steuerträger liegt aber das 
Weſen der Schulgemeinde, und muß eine ſolche auch dann be— 
ſtehen, wenn eine Gemeinde eine Schule allein erhält, gleichzeitig 
und nebenbei aber auch zu fremden Schulen eingeſchult iſt. In einem 
ſolchen Falle deckt ſich ideell die Schulgemeinde mit der Ortsge— 
meinde, wenn auch der Sprengel der Schulgemeinde ein kleinerer 
iſt als das Gebiet der Gemeinde. 

Dieſer Auffaffung ſteht der Wortlaut des § 4 des ſteiermär⸗ 
kiſchen Schulaufſichtsgeſetzes nicht entegegen; die Worte „oder Theile 
davon“ dürfen eben nicht nur auf den Plural der „mehreren Ortsge⸗ 
meinden“, ſondern müſſen auch auf dem Singular „einer Ortsgemeinde“ 
bezogen werden. 

Anderſeits iſt es aber im vorliegenden Falle ganz richtig, daß 
die Errichtung einer Schulgemeinde Letuſch und ſomit auch die Er— 
richtung eines Ortsſchulrathes daſelbſt nicht bewilligt werden konnte. 
Die Begründung liegt jedoch darin, daß Eine Ortsgemeinde nicht zwei 
Schulgemeinden umfaſſen und daher nicht zwei Ortsſchulräthe 
beſitzen kann. M-G 


Literatur. 


Das ſteiermärkiſche Sanitätswefen im Jahre 1896 und deſſen 
Entwickelung in den letzten 25 Jahren. Verfaßt im Statthalterei⸗ 
Sanitätsdepartement, redigirt von Dr. Auguſt Schneditz, k. k. Statthaltereirath 
und Landes⸗Sanitäts⸗Referent und Dr. Adolf Kutſchera Ritter von Aich⸗ 
bergen, k. k. Bezirksarzt. Mit 29 Tafeln und 104 Tabellen. Graz 1898. Im Ver⸗ 
lage der ſteiermärkiſchen Statthalterei. 

In der ſchlichten Abſicht einer Schilderung der ſteiriſchen Sanitätsverhält⸗ 
niſſe führt fich hier ein Werk ein, welches in ſeinem Inhalt weit über den Rahmen 
deſſen, was der Titel verſpricht, hinausgeht. Nicht nur außerordentlicher Fleiß 
ſondern ebenſo ſehr die Liebe zum Gegenſtande haben hier den Verfaſſern die Feder 
geführt und fo finden wir in dem 346 Seiten in Großquartformat ſtarken Buche 
neben den rein fachwiſſenſchaftlichen Abſchnitten Vieles, was intereſſante Einblicke 


in die volkswirthſchaftlichen Verhältniſſe der Steiermark gewährt und deßhalb von 
allgemeinem, großem Intereſſe iſt. 

Der erſte Abſchnitt Seite 3—44 behandelt die Bewegung der Bevölkerung, 
geordnet nach Jahrgängen und den politiſchen Bezirken, welche überdies auch noch 
in die großen Gruppen: Ober, Mittel⸗ und Unterſteiermark zufammengefaßt er: 
ſcheinen. Beſondere Aufmerkſamkeit iſt dabei dem Unterabſchnitt „Geburten“ zuge⸗ 
wandt, welcher von den Geſichtspunkten der Legitimität, der Todtgeburten und der 
ſachverſtändigen Geburtshilſe eingehend behandelt iſt. Aus dem nächſtfolgenden 
Unterabſchnitt „Sterblichkeit“ erfahren wir neben vielem Anderem, daß in den 
letzten zwanzig Jahren die Abnahme der Sterblichkeit in Steiermark mehr als 
doppelt ſo groß geweſen als in ganz Oeſterreich, und daß die Sterblichkeit im 
Säuglingsalter in neueſter Zeit in entſchiedenem Rückgange begriffen iſt. Daran 
reiht ſich eine von ſorgfältigen Tabellen begleitete Betrachtung der Sterblichkeit 
nach den Todesurſachen, auf welche als Anhang zu dem geſammten Abſchnitt die 
Aſſentirungsergebniſſe des Jahres 1896 folgen. 

Im zweiten Abſchnitte (Seite 45— 124) erfahren die Infectionskrankheiten 
und Epidemien für den Zeitraum von 1890—1896 eine eingehende Würdigung. 
An der Hand eines reichlichen ſtatiſtiſchen Materials wird hier der erſreuliche Nach⸗ 
weis geliefert, daß die Regelung der Sanitätsorganiſation unter Verwerthung der 
Ergebniſſe der wiſſenſchaftlichen Forſchung bereits ihre ſegensreichen Früchte trägt, 
inſofern ſich die Zahl der Todesfälle durch die exploſivſten Inſetionskrankheiten: 
Blattern, Diphtherie, Scharlach, Typhus, Ruhr, Maſern und Keuchhuſten im Ver⸗ 
gleich zu dem Decennium 1880—1889 nahezu um die Hälfte vermindert hat. Das 
beinahe gänzliche Verſchwinden der Blattern, die Reſultate der Heilſerum⸗Therapie 
bei Diphtherie, die Darftellung der Influenzaepidemien und ihrer Folgekrankheiten, 
die merkwürdigen Zickzackſprünge der Maſernſterblichkeit u. ſ. w. ſind nur einige 
beſonders hervorragende Punkte dieſes wichtigen Abſchnittes, welcher mit einem An⸗ 
hange über das Impfweſen und die Impfſtoffgewinnungsanſtalten ſchließt. 

Von geradezu allgemeinem volkswirthſchaftlichem Intereſſe iſt der dritte 
Abſchnitt über die Heil: und Humanitätsanſtalten (Seite 125— 222). An dankes⸗ 
werthe geſchichtliche und topographiſche Mittheilungen über die einzelnen Anſtalten 
ſchließen ſich ausführliche Nachweiſe über den Krankenſtand, Heilerfolge ꝛc. und 
über den finanziellen Aufwand. Ein Anhang über die Curorte und Mineralquellen 
der Steiermark würde als Sonderabdruck in Form eines handlichen Büchleins gewiſs 
das Intereſſe weiter Kreiſe erregen erregen und ſteht nach Form und Inhalt hoch 
über dem Meiſten, was in dieſer Hinſicht in den letzten Jahren auf dem Bücher⸗ 
markt erſchienen iſt. 

Der vierte Abſchnitt „Sanitätspflege“ (Seite 223 — 268) behandelt den 
Verkehr mit Arzneiwaaren und Giften, ſodann die Schulhygiene, welche nur darum 
auf den kurzen Raum von vier Seiten zuſammengedrängt erſcheint, weil das meiſte 
einſchlägige Material ſchon an früheren Stellen Verwertung gefunden hat, 
endlich aber das überaus wichtige Capitel der Humanitätspflege. Bei dem Armen⸗ 
weſen, welches durch das Inkrafttreten des neuen Armengeſetzes für Steiermark 
auf ganz neue Grundlagen geftellt iſt, können natürlich die Neuerungen und Ber 
beſſerungen dieſes Geſetzes zunächſt nur, wie es die Verfaſſer thun, vom theoretiſchen 
Standpunkte gewürdigt werden. Was aber das bisher in dieſer Hinſicht Geſchehene 
betrifft, beweift, daß Steiermark im Humanitätsweſen unter den im Reichsrath 
vertretenen Kronländern eine höchſt ehrenvolle Stellung einnimmt. Mit den Reſul⸗ 
taten der Unfallsverſicherung und einer kurzen Darſtellung des Leichenweſens ſchließt 
dieſer Abſchnitt. 

Der fünfte und letzte Abſchnitt iſt dem Sanitätsdienſte gewidmet (Seite 
269—338) und beleuchtet die Thätigkeit der ſtaatlichen Amtsärzte, des Statt⸗ 
halterei⸗Sanitätsdepartements und des Landes⸗Sanitätsrathes, geht dann auf die 
Organiſation des Sanitätsdienſtes in den Gemeinden über und bringt im dritten 
Theile ausführliche Nachweiſe über das geſammte vorhandene Sanitätsperſonale, 
Aerzte und Wundärzte, Thierärzte und Curſchmiede, Hebammen und Apotheker. 
Ein kurzer Anhang behandelt den hierfür geleiſteten Aufwand aus öffentlichen Mitteln. 

Der Gebrauch des ganzen Werkes wird durch ein ſorgfältig gearbeitetes 
Sachregiſter erleichtert. Geradezu glänzend aber iſt Dasjenige, was uns die Verfaſſer an 
kartographiſchem Materiale und geographiſchen Darſtellungen nach Art der Hick⸗ 
mann'ſchen Atlanten bieten. Die Verfaſſer haben damit ein Werk von dauerndem 
ſocialpolitiſchem Werth geſchaffen, welchem wir in der öſterreichiſchen Abtheilung der 
nächſtjährigen Pariſer Ausſtellung wieder zu begegnen hoffen. 

Dr. Kreuſchner. 


Executiv⸗ Polizei und Publicum. Ein Wort zur Klärung und 
gegenſeitigen Würdigung von J. Segger, Polizei⸗Inſpector in Görlitz. Hannöv.⸗ 
Minden 1898. Verlag von Reinhold Werther. 

Wenn das Werk des bekannten Freiherrn von Knigge nicht heutzutage meiſt 
mit etwas komiſchem Beigeſchmack citirt zu werden pflegte, wäre man verſucht, 
die vorliegende Schrift einen Knigge für Polizeibeamte zu nennen, denn ſie führt 
fi) mit der ausgeſprochenen Abſicht ein, den unteren Executiv⸗Organen derſelben 
die Anpaſſung der ſtrengen Vorſchriften der Geſetze und Verordnungen an die Be⸗ 
dürfniſſe des täglichen Lebens zu erleichtern. Der Verfaſſer nennt ſein Buch ſelber 
„eine Dienſtpoſtille, zu leſen in dienſtfreien Stunden und zur Gewinnung eines 
höheren Standpunktes“. Auf dem gedrängten Raum von 48 Großoctapſeiten be⸗ 
handelt er, nach einem kurzen Vorwort über die geſchichtliche Stellung der Polizei, 
deren Organiſation, ſodann deren Aufgaben hinſichtlich der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung, im Dieſte der Rechtspflege und im Intereſſe der allgemeinen Wohl⸗ 
fahrt, ferner die Handhabung der Polizeigewalt und das Verhältnis zwiſchen Polizei 
und Publicum von den gegenſätzlichen Geſichtspunkten aus. 

Wenn der Abſchnitt über die Organiſation begreiflicherweiſe nur für die 
ſpecifiſch preußiſchen Verhältniſſe von Bedeutung iſt, ſo können die übrigen Theile 
des Buches unbedingt auf allgemeines Intereſſe Anfpruch machen, um jo mehr, als 
die Darſtellung von der Bezugnahme auf poſitive Geſetzesvorſchriſten faſt gänzlich 
abſtrahirt. 
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Den breiteſten Raum nimmt natürlich die Behandlung der heiklen Frage 
über das Verhältniß zwiſchen Polizei und Publicum ein. Denn hier bemüht ſich 
der Verfaſſer ebenſo, die ausübenden Polizei⸗Organe nach dem lateiniſchen Satze: 
„fortiter in re, sed suaviter in modo“ vor einer ſchranken- uud kritikloſen Aus⸗ 
jübung ihrer Machtbefugniſſe zu warnen, als dem Publicum das Widerſinnige einer 
grundloſen Gegnerſchaft gegen die im Intereſſe des Gemeinwohles wirkende In⸗ 
ſtitution vor Augen zu führen. 

Alles dieſes wird mit einer großen Anzahl von Beiſpielen aus dem praktiſchen 
Leben belegt und da das Ganze ſich lieſt wie ein elegantes akademiſches Collegien⸗ 
heft, könnte die Lectüre des Büchleins nicht nur in den Kreiſen der Beamtenſchaft, 
ſondern auch in den breiten Schichten des Publicums nur Nutzen ſtiften und einen 
Bauſtein bilden zum Aufbau eines ähnlichen achtungsvollen Verhältniſſes, wie es 
zwiſchen beiden Factoren bekanntermaßen in England herrſcht — ein Vorbild, von 
welchem wir noch recht weit entfernt ſind. Dr. Kreuſchner. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Finanzrath Johann Zitka zum Oberfinanzrathe 
in Brünn ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Landes⸗Regierungs⸗Secretär in Kärnten Leopold 
Haller den Titel und Charakter eines Bezirkshauptmannes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Poſtamts⸗ 
Directors bekleideten Ober⸗Poſtverwalter Laurenz Dworzack in Troppau anläß⸗ 
1 Verſetzung in den Ruheſtand das Ritterkreuz des Franz Joſefs⸗Ordens 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Polizei⸗Commiſſär Athur Melé in Graz anläß⸗ 
lich der Verſetzung in den Ruheſtand das goldene Verdienſtkreuz mik der Krone 
verkiehen. 

Se. Majeſtät haben dem Ober⸗Ingenieur Friedrich Haſel in Lemberg 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Bau: 
rathes verliehen. 

Dem Ober⸗Bergrathe und Vorſtande der Salinen⸗Verwaltung in Bochnia 
Stanislaus Oksza R. v. Strzelecki, wurde anläßlich der Verſetzung in den 
Ruheſtand die Allerhöchſte Zufriedenheit bekanntgegeben. 

Se. Majeftät haben dem Adjuncten bei der Tabak-Hauptfabrik in Neutit⸗ 
ſchein Bernhard Heytſchek anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel 
und Charakter eines Directors verliehen. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Rechnungsrath Anton, 
Fuchs zum Ober⸗Rechnungsrathe bei der Statthalterei in Wien ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Rechnungs⸗Revidenten Otto 
ann und Rudolf Huczera zu Rechnungsräthen bei der Statthalterei in Brünn 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. a. d. M. d. J. hat den Ober-⸗Ingenieur Joſef 
Kloſe zum Baurathe, den Ingenieur Joſef Leis zum Ober-Ingenieur und den 
Bau⸗Adjuncten Franz Tuſchl zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Niederz 
öſterreich ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Hauptſteueramts-Controlor Eduard Rameis 
zum Hauptſteuereinnehmer und den Steuereinnehmer Franz Holub zum Haupt⸗ 
ſteueramts⸗Controlor für den Dienſtbereich der Finanzdirection in Salzburg 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuereinnehmer Franz Jerse, Anton Spotfa 
und Sebaſtian Kotzbek zu Hauptſteuereinnehmern für den Dienſtbereich der Finanz⸗ 
Landesdirection in Graz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Zoll-Obercontrolore Johann Richter, Joſef 
Fiſcher, den Zoll⸗-Oberamts⸗Verwalter Heinrich Riedl und den Zoll-Oberamts⸗ 
Official Ferdinand Lazar zu Zoll-Oberamts⸗Controloren in der VII.. Rangsclaſſe 
bei dem Hauptzollamte in Prag, dann den Zollamts-Verwalter Albin Weller 
zum Zoll⸗Oberamts⸗Verwalter in der VIII. Rangsclaſſe bei dem Hauptzollamte in 
Bodenbach-Tetſchen ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzwach⸗Obercommiſſäre 2. Claſſe Franz 
Schmuckenſchläger und Mathias Thöni zu Finanzwach⸗Obercommiſſären 
1. Claſſe in Tirol ernannt. 


Erledigungen. 


1 Polizei⸗Commiſſärſtelle in der IX. Rangsclaſſe und 1 Polizei⸗ 
Concipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe bei der Polizeidirection in Krakau bis 
Ende Mai 1899. (Amtsblatt Nr. 114.) 

1 Verwalter ſtelle in der VIII. Rangsclaſſe, enventuell 1 Verwaltungs⸗ 
Adjunctenſtelle in der IX., 1 Officials ſtelle in der X. und 1 Kanzliſten⸗ 
ſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei den Wiener k. k. Kranken⸗Anſtalten bis 1. Juni 
1899. (Amtsblatt Nr. 110.) 

1 Veterinär⸗Conçipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe eventuell eine 
Bezirks⸗Thierarztenſtelle in der XI. Rangsclaſſe in Krain bis 1. Juni 1899. 
(Amtsblat Nr. 110.) . 

2 Kanzliſtenſtellen in der XI. Rangsclaſſe bei der politiſchen Verwal⸗ 
tung in Schleſien bis 15. Juni 1899. (Amtsblatt Nr. 113.) 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 25 und 26 der Erkenntniſfe des adminiſtrativ⸗ rechtlichen 
Theiles, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


